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Inklusionsvereinbarung nach § 166 SGB IX fur die staatlichen Gymnasien,
Realschulen und Beruflichen Oberschulen

Bekanntmachung des Bayerischen Staatsministeriums fiir Unterricht und Kultus

vom 8. November 2019, Az. 11.5-BP4001.2/19

'Eine Inklusionsvereinbarung enthalt geman § 166 SGB IX Regelungen im Zusammenhang mit der
Eingliederung schwerbehinderter Menschen in die Betriebe und Dienststellen.

’In der Anlage wird die am 25. Oktober 2019 unterzeichnete ,Inklusionsvereinbarung nach § 166 SGB IX fir
die staatlichen Gymnasien, Realschulen und Beruflichen Oberschulen* gemaR Ziffer IV Abs. 1 Satz 2 dieser
Vereinbarung in aktualisierter Fassung bekannt gemacht.

*Diese Bekanntmachung tritt am 1. Januar 2020 in Kraft. *Die Bekanntmachung des Bayerischen
Staatsministeriums fur Bildung und Kultus, Wissenschaft und Kunst Gber die Integrationsvereinbarung nach
§ 83 SGB IX fir die staatlichen Gymnasien, Realschulen und Beruflichen Oberschulen vom 10. November
2017 (KWMBI. S. 446) tritt mit Ablauf des 31. Dezember 2019 auf3er Kraft.

Herbert Pl ls
Ministerialdirektor
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Inklusionsvereinbarung nach § 166 SGB IX
fur die staatlichen Gymnasien, Realschulen
und Beruflichen Oberschulen

Die Bayerische Staatsregierung hat durch Ministerratsbeschluss vom 25.09.2001 die
Férderung der beruflichen Inklusion behinderter Menschen zu einem zentralen Anliegen
ihrer Behindertenpolitik gemacht.

Nach Artikel 3 Abs. 3 Satz 2 des Grundgesetzes fur die Bundesrepublik Deutschland darf
niemand wegen seiner Behinderung benachteiligt werden. Artikel 118 a der Verfassung des
Freistaates Bayern verstarkt dieses Benachteiligungsverbot.

Menschen mit Behinderung sind in besonderem Mafe auf den Schutz und die Solidaritat
der Gesellschaft angewiesen. lhre Eingliederung in Arbeit und Ausbildung ist wesentlicher
Ausdruck und gleichzeitig Voraussetzung fur eine gleichberechtigte Teilhabe am gesell-
schaftlichen Leben.

Es entspricht dem Selbstverstdndnis der Dienststellen- und Schulleitungen, schwerbehin-
derte Menschen dauerhaft zu beschaftigen.

Die dauerhafte berufliche Inklusion behinderter Menschen ist nur durch eine partnerschaft-
liche Zusammenarbeit aller Beteiligten mdglich. Die Vorgesetzten begegnen den schwerbe-
hinderten Menschen im Rahmen der gesetzlichen und verwaltungsmaRigen Méglichkeiten
mit Rucksicht und Wohlwollen.

Die Dienststellen- und Schulleitungen suchen die Zusammenarbeit mit den jeweils zustandi-
gen Partnern, wie Schwerbehindertenvertretung, Personalvertretung und Inklusionsamt.

Die Schwerbehindertenvertretung leistet ihren Beitrag zur Umsetzung dieser Vereinbarung
und zur Bewaéltigung schulischer Fragestellungen. Hierbei wird sie von der Personalvertre-
tung unterstutzt.

Fur die Umsetzung dieser Vereinbarung sind in erster Linie die Dienststellenleitungen, die
Schulleitungen und die Inklusionsbeauftragten zusténdig. Die Dienststellen- und Schul-
leitungen gewahrleisten in ihrem Bereich, dass alle Beschéftigte, die Entscheidungen mit
Auswirkungen auf schwerbehinderte Bewerberinnen und Bewerber sowie Beschéaftigte
treffen, sich mit den Bestimmungen des Sozialgesetzbuches IX, der Bekanntmachung

des Bayerischen Staatsministeriums der Finanzen vom 29. April 2019 Uber die Inklusion
behinderter Angehériger des Offentlichen Dienstes in Bayern in der jeweils glitigen Fassung
(,Bayerische Inklusionsrichtlinien -BayInkIR*, zuganglich u.a. auf der Homepage des Staats-
ministeriums fur Unterricht und Kultus unter ,Lehrer > Dienst- und Beschéaftigungsverhéltnis —
Schwerbehinderte Lehrkrafte” oder unter http://www.stmf.bayern.de/oeffentlicher
dienst/schwerbehinderte/) und allen zu deren Gunsten erlassenen Verordnungen, Tarif-

vertrégen, Dienstvereinbarungen und Verwaltungsanordnungen vertraut machen und diese
umsetzen. Die Vertrauenspersonen der schwerbehinderten Menschen und die Haupt-
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vertrauensperson der schwerbehinderten Menschen im Geschéftsbereich des Staats-
ministeriums fur Unterricht und Kultus bieten Informationen und Unterstltzung zum
Schwerbehindertenrecht. Gleiches gilt fir die Personalvertretung.

Um diesen Zielen und der besonderen sozialpolitischen Verantwortung eines éffentlichen
Arbeitgebers Rechnung zu tragen, schlieRen das Bayerische Staatsministerium fir Unter-
richt und Kultus, der Hauptpersonalrat beim Bayerischen Staatsministerium fir Unterricht
und Kultus und die Hauptschwerbehindertenvertretung fir den Geschéftsbereich des
Bayerischen Staatsministeriums fir Unterricht und Kultus folgende Inklusionsvereinbarung
ab:

I. Leitlinien zur Beschaftigung schwerbehinderter Menschen im schulischen

Bereich

Schwerbehinderte Menschen haben auf Grund zahlreicher Rechts- und Verwaltungsvor-
schriften im 6ffentlichen Dienst eine besondere Rechtsstellung. Vor allem das Uberein-
kommen der Vereinten Nationen Uber die Rechte von Menschen mit Behinderungen, das
Allgemeine Gleichbehandlungsgesetz, das Behindertengleichstellungsgesetz, das Sozial-
gesetzbuch - Neuntes Buch — (SGB 1X), das Bayerische Beamtengesetz, § 8 der Lehrer-
dienstordnung, das Bayerische Personalvertretungsgesetz (insbesondere Art. 69 Abs. 1
Buchst. d) BayPVG), der Tarifvertrag fir den Offentlichen Dienst der Lander (TV-L) und die
Inklusionsrichtlinien gewahrleisten diesen Schutz.

1. Personenkreis

Diese Vereinbarung gilt fur schwerbehinderte Menschen im Sinne des § 2 Abs. 2 SGB IX
und fur gleichgestellte Menschen im Sinne von § 2 Abs.3 SGB IX. Die den schwerbehinder-
ten Menschen zustehenden Rechte gelten auch fir die Gleichgestellten, sofern diese nicht
ausdrucklich ausgenommen sind (Zusatzurlaub, ErmaRigungsstunden, Ruhestandsverset-
zung).

Beschéftigte, Uber deren Antrag auf Anerkennung als Schwerbehinderte noch nicht
entschieden ist, sollen moglichst wie Schwerbehinderte behandelt werden.

2. Einstellung von schwerbehinderten Menschen auf Grundlage des TV-L

Sobald in einer Dienststelle oder Schule Stellen neu zu besetzen sind, ist die zusténdige
Schwerbehindertenvertretung friihzeitig und umfassend zu informieren.

Wenn eine Stelle fur die Besetzung mit schwerbehinderten Menschen geeignet ist, so ist
dies in einer Ausschreibung zu vermerken; es ist dabei auch darauf hinzuweisen, dass
schwerbehinderte Bewerber bei ansonsten im Wesentlichen gleicher Eignung bevorzugt
berlcksichtigt werden.
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Beim Einstellungsverfahren sind die Vorgaben der Inklusionsrichtlinien, Ziff. 4, zu beachten.
Die Teilnahme der Schwerbehindertenvertretung unterbleibt, wenn die schwerbehinderte
Bewerberin oder der schwerbehinderte Bewerber dies ablehnt; sie sind tUber diese
Médglichkeit in neutraler Form zu informieren.

Soweit Schulleiter gem. Ziff. 1.4 der Zustandigkeitsregelungen flr den Arbeithnehmerbereich
im Geschéftsbereich des Bayerischen Staatsministeriums fur Unterricht und Kultus (ZustAN-
KM) far die Auswahl der einzustellenden Verwaltungsangestellten, der sonstigen Arbeitneh-
mer zustandig sind, ist die einstellende Regierung Uber die Bewerbungen Schwerbehinderter
zu informieren.

3. Einstellung von Beamten

Bei der Einstellung von Beamten gelten die besonderen Bestimmungen des Leistungslauf-
bahngesetzes. Auf Ziff. 4.6 der Inklusionsrichtlinien (Besonderheiten bei der Besetzung von
Beamtenstellen) wird hingewiesen.

4. Beschiftigung und Art der Tatigkeit

Schwerbehinderte Menschen erflllen ihre Dienstpflichten wie jeder andere Beschéftigte.
Schwerbehinderte Menschen haben gegenulber ihrem Arbeitgeber Anspruch auf

— Beschaftigung, bei der sie ihre Fahigkeiten und Kenntnisse méglichst voll verwerten und
weiterentwickeln kénnen.

— Dies gilt nicht, soweit die Erfullung dieses Anspruchs flr die Dienststelle nicht zumutbar
ist oder mit unverhaltnisméRigen Aufwendungen verbunden wére oder soweit beamten-
rechtliche Vorschriften entgegenstehen.

— bevorzugte Berucksichtigung bei MaRnahmen der Weiterbildung zur Férderung ihres
beruflichen Fortkommens,

— behindertengerechte Einrichtung und Unterhaltung der Arbeitsstatten,
— Ausstattung ihres Arbeitsplatzes mit den erforderlichen technischen Arbeitshilfen.

Antrége auf Teilzeitbeschaftigung schwerbehinderter Beschéftigter sollen vorrangig
bertcksichtigt werden; teilzeitbeschéaftigten schwerbehinderten

Menschen soll auf Wunsch ein bevorzugtes Ruckkehrrecht zur Vollbeschaftigung erméglicht
werden. Auf § 164 Abs. 5 SGB IX wird verwiesen.

Eine Wiedereingliederung nach langerer Erkrankung ist Schwerbehinderten auf ihr
Verlangen gegebenenfalls wiederholt zu genehmigen.

5. Berufliche Férderung und dienstliche Beurteilung

Die Schwerbehindertenvertretung ist frihzeitig vor Erstellung der dienstlichen Beurteilung
Uber das Anstehen der dienstlichen Beurteilung und Gber das dem Beurteilenden bekannte
Ausmal der Behinderung zu informieren; dies gilt nicht, wenn schwerbehinderte Beschéaf-
tigte auf Befragen die Beteiligung ablehnen.
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Die Schwerbehindertenvertretung kann Beurteilende ihrerseits Gber Wesen und Ausmal} der
Behinderung unterrichten.

Bei der Vergabe von Leistungspramien oder Leistungszulagen sind schwerbehinderte
Beschaftigte angemessen zu bertcksichtigen. |hrer Leistung ist die Bewertung zuzuordnen,
als wenn ihre Arbeits- und Leistungsfahigkeit nicht durch die Behinderung gemindert wére.
Die Schwerbehindertenvertretung ist Uber die Vergabe von Leistungsprémien zu informieren.

6. Pravention

Bei Eintreten von personen-, verhaltens- oder betriebsbedingten Schwierigkeiten im Dienst-
oder Arbeitsverhaltnis, die zur Gefahrdung dieses Verhéltnisses fihren kénnen, schaltet die
Dienststellenleitung méglichst friihzeitig die Schwerbehindertenvertretung und die Personal-
vertretung sowie das Inklusionsamt ein, um praventive MaRnahmen im Sinne des § 167
Abs. 1 SGB IX zu ergreifen.

Die Hinweise zum Betrieblichen Eingliederungsmanagement nach § 167 Abs. 2 SGB IX
sind zu beachten.

7. Benachteiligungsverbot

Schwerbehinderte Beschéaftigte dirfen bei einer Vereinbarung oder einer MaRnahme nicht
wegen ihrer Behinderung benachteiligt werden.

8. Zusammenarbeit

Es entspricht der Zielsetzung des SGB |X, dass die Dienststellenleitung, die Schwer-
behindertenvertretung, der Inklusionsbeauftragte und die Personalvertretung eng
zusammenarbeiten und sich bei der Erfullung ihrer Aufgaben gegenseitig unterstitzen
(vgl. § 182 SGB IX).

9. Schwerbehindertenvertretung

Die Schwerbehindertenvertretung vertritt die Interessen der in der Dienststelle beschéftigten
schwerbehinderten Menschen. Um ihr einen laufenden Uberblick (iber den zu betreuenden
Personenkreis zu gewdahren, sind ihr zeithah Zu- und Abgéange von schwerbehinderten
Menschen sowie Anderungen im Grad der Behinderung mitzuteilen.

Die Schwerbehindertenvertretung ist in allen Angelegenheiten, die einen einzelnen
schwerbehinderten Menschen oder die schwerbehinderten Menschen als Gruppe
beriihren, unverziiglich und umfassend zu unterrichten, vor einer Entscheidung zu
héren und uber die getroffene Entscheidung unverziiglich zu informieren (§ 178
Abs. 2 Satz 1 SGB IX).

Weitere Rechte und Pflichten der Schwerbehindertenvertretung sind vor allem im SGB IX
und in den Inklusionsrichtlinien niedergelegt.
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Ist eine erforderliche Beteiligung der Schwerbehindertenvertretung unterblieben, ist der
Vollzug der MalRnahme zunachst auszusetzen und die Beteiligung innerhalb von sieben
Tagen nach der Entscheidung nachzuholen; sodann ist endgultig zu entscheiden (§ 178
Abs. 2 Satz 2 SGB IX).

Il. MaBRnahmen zur schulischen Inklusion

1. Mehrarbeit

Bei schwerbehinderten Beschéftigten sind die Anordnung und die Genehmigung von
Mehrarbeit nur mit deren Einverstandnis zuldssig.

Mehrarbeit im Schuldienst als Lehrkraft liegt vor, wenn Gber die Unterrichtsverpflichtung
hinaus im Rahmen der Lehrbefahigung an der eigenen oder an einer anderen Schule der
gleichen Schulart oder im Rahmen des Hausunterrichts Unterricht erteilt wird. Es muss sich
dabei um Pflicht- oder Wabhlpflichtunterricht handeln, der anderenfalls nach Ausschépfung
aller anderen Méglichkeiten ausfallen musste. Bei Lehrkraften, deren Unterrichtspflichtzeit
ermafigt wurde oder die Anrechnungsstunden erhalten, liegt Mehrarbeit vor, wenn die
herabgesetzte Unterrichtszeit Gberschritten wird.

Der Ausgleich fur ausgefallene Unterrichtsstunden darf bei schwerbehinderten Lehrkréften
nur zeithah im Rahmen der regelmagigen, herabgesetzten Unterrichtszeit angeordnet
werden.

2. Pausenaufsicht

Zur Pausenaufsicht werden schwerbehinderte Beschéaftigte nur mit inrem Einverstandnis
eingeteilt.

3. Schulfahrten - Schullandheimaufenthalte - Wandertage - Unterrichtsgange

Schwerbehinderte Beschéftigte werden nur mit ihnrem Einversténdnis als Leitung oder
Begleitperson eingesetzt.

4. Sportfeste - Schulfeste - schulische Veranstaltungen

Bei Sportfesten, Schulfesten und anderen schulischen Veranstaltungen sind die berechtigten
Belange der schwerbehinderten Beschéftigten zu bertcksichtigen.

5. Unterrichtsverteilung - Klassenleitung - Stundenplan - Aufsichtsfiihrung

Die Unterrichtspflichtzeit der Lehrkréfte verringert sich ab Vorlage des Schwerbehinderten-
ausweises je nach Grad der Behinderung um 2 bis 4 Unterrichtsstunden. Dies gilt nicht fr
Gleichgestellte.
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Auf die besondere Stellung der schwerbehinderten Lehrkrafte ist bei der Unterrichts-
verteilung, Klassenleitung, Stundenplangestaltung und Aufsichtsfihrung Ricksicht zu neh-
men.

Im Rahmen der Schuljahresvorbereitung bittet die Schulleitung die schwerbehinderte
Lehrkraft rechtzeitig vor Erstellen des Einsatz- bzw. Stundenplanes um Mitteilung eventueller
durch die Schwerbehinderung bedingter besonderer Belange. Bei Bedarf bietet die Schul-
leitung ergénzend ein Gespréach Uber die Arbeitsbedingungen an. Die Schwerbehinderten-
vertretung kann auf Wunsch der schwerbehinderten Lehrkraft an einem solchen Gesprach
teilnehmen.

Teilzeitbeschéftigten Schwerbehinderten soll auf Wunsch - soweit ein ordnungsgemager
Schulbetrieb es zulésst - mindestens ein unterrichtsfreier Tag erméglicht werden.

6. Versetzungen - Abordnungen - Umsetzungen

Fur schwerbehinderte Beschéftigte ist es in der Regel schwieriger als flr Nichtbehinderte,
sich auf einen anderen Arbeitsplatz umzustellen. Sie sollen daher grundsétzlich nur versetzt,
abgeordnet oder umgesetzt werden, wenn ihnen dabei mindestens gleichwertige Arbeitsbe-
dingungen oder berufliche Entwicklungsmdglichkeiten angeboten werden kénnen. Betroffene
schwerbehinderte Beschéftigte und die zustandige Schwerbehindertenvertretung missen
frhzeitig vorher gehdrt werden.

Soweit schwerbehinderte Beschéftigte selbst einen begriindeten Antrag auf Versetzung,
Abordnung oder Umsetzung stellen, soll dem entsprochen werden. Die Schwerbehinderten-
vertretung ist nach § 178 Abs. 2 SGB IX zu beteiligen.

lll. Verfahren zur Verstindigung

Kann zwischen der Dienststellenleitung oder Schulleitung und der schwerbehinderten
Person Uber die Rahmenbedingungen eines behindertengerechten Arbeitsplatzes keine
Einigung erzielt werden, muss auf Wunsch eines Beteiligten die Schwerbehinderten-
vertretung und/oder die Personalvertretung hinzugezogen werden.

Die Dienststellenleitung oder Schulleitung und die Schwerbehindertenvertretung und/oder
Personalvertretung arbeiten in der Frage der Teilhabe schwerbehinderter Menschen im
Arbeitsleben in der Dienststelle eng zusammen und bemuahen sich um eine einvernehmliche
Lésung.

§ 178 Abs. 2 SGB IX bleibt unberithrt (vgl. dazu oben Ziff. Il 9).
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IV. Bekanntgabe

Diese Inklusionsvereinbarung wird im Bayerischen Ministerialblatt veréffentlicht. Die
Veroéffentlichung wird alle zwei Jahre wiederholt.

Die Inklusionsvereinbarung wird auerdem im Internetauftritt des Bayerischen Staats-
ministeriums fur Unterricht und Kultus eingestellt.

V. Inkrafttreten

Diese Vereinbarung trat mit Wirkung vom 1. November 2013 in Kraft und wurde mit Wirkung
zum 1. Januar 2020 aktualisiert.

Sie gilt zunachst fur zwei Jahre. Nach Ablauf von zwei Jahren verlangert sie sich jeweils um
ein weiteres Jahr, es sei denn, sie wird fristgerecht geklndigt.

Die Kundigungsfrist betrégt sechs Monate zum Kalenderhalbjahr.

Bis zum Abschluss einer neuen Inklusionsvereinbarung gilt diese Vereinbarung fort.

Mulnchen, den 25. Oktober 2019

Bayer. Staatsministerium Hauptpersonalrat: Hauptschwer-

far Unterricht und Kultus: behinderten-
vertretung:

Prof. Dr. Michael Piazolo Rolf Habermann Birgit Kowolik

Seite 8 von 9



BayMBI. 2019 Nr. 497 27. November 2019

Impressum

Herausgeber:

Bayerische Staatskanzlei, Franz-Josef-StrauR-Ring 1, 80539 Miinchen

Postanschrift: Postfach 220011, 80535 Miinchen

Telefon: +49 (0)89 2165-0, E-Mail: direkt@bayern.de

Technische Umsetzung:

Bayerische Staatsbibliothek, LudwigstralRe 16, 80539 Miinchen

Druck:

Justizvollzugsanstalt Landsberg am Lech, Hindenburgring 12, 86899 Landsberg am Lech

Telefon: +49 (0)8191 126-725, Telefax: +49 (0)8191 126-855, E-Mail: druckerei.betrieb@jva-ll.bayern.de

ISSN 2627-3411

Erscheinungshinweis / Bezugsbedingungen:

Das Bayerische Ministerialblatt (BayMBI.) erscheint nach Bedarf, regelmaRiger Tag der Veréffentlichung ist Mittwoch. Es wird im Internet auf der
Verkindungsplattform Bayern www.verkuendung.bayern.de veréffentlicht. Das dort eingestellte elektronische PDF/A-Dokument ist die amtlich verkiindete
Fassung. Die Verkiindungsplattform Bayern ist fiir jedermann kostenfrei verfiigbar.

Ein Ausdruck der verkiindeten Amtsblatter kann bei der Justizvollzugsanstalt Landsberg am Lech gegen Entgelt bestellt werden. Nahere Angaben zu den
Bezugsbedingungen kénnen der Verkiindungsplattform Bayern entnommen werden.

Seite 9 von 9



	Inklusionsvereinbarung nach § 166 SGB IX für die staatlichen Gymnasien, Realschulen und Beruflichen Oberschulen 
	Impressum 



